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Neue Pläne - alles beim Alten?
Seit der Kommunalwahl ist es etwas 

stiller geworden um die geplante 
Liniennetzreform. SPD und Grüne 

versuchten Debatten im rathaus, im ein-
gabeausschuss und in der Öffentlichkeit 
klein zu halten. 

Argument war der Hinweis auf den lau-
fenden Prozess und dass manche Rück-
meldungen aus der Bevölkerung ja noch 
eingearbeitet werden sollten. Die SPD 
spricht sich für die Netzreform aus und 
lobte auch sofort den überarbeiteten Plan, 
gleich nachdem erste Informationen dazu 
veröffentlicht wurden. Die Grünen ran-
gen sich letztendlich dazu durch, nur zu-
zustimmen, wenn es im Linienetz tat-
sächlich zu Verbesserungen käme. Dank 
der Proteste (1100 Eingaben direkt an die 
KVG, Briefe, Unterschriftenlisten, Kritik 
aus den Ortsbeiräten, Bürgereingaben ans 
Rathaus und schließlich die Demonstration 
Ende Februar) haben sich die Oppositions-
fraktionen klar festgelegt: CDU, FDP, Freie 
Wähler+Piraten und von Anfang an die 
Kasseler Linke kritisieren, dass die Grund-
lage der Netzreform auf der einseitigen 
Orientierung auf Kosteneinsparung be-
ruht. Genannt werden 1 Mio. Euro jährlich 
an Betriebskosten, die eingespart werden 
sollen. Es wird daher nun an den Grünen 
liegen, ob sie die „Rettung des Nahver-
kehrs“ der CDU und den anderen Frak- 
tionen überlassen wollen.

So liegen zwar demnächst endgültig die 
neuen Pläne vor, die Positionen scheinen 
aber die alten zu sein. Und das verwundert 
auch kaum, wenn man sich die Überarbei-
tung genauer betrachtet. 

Der Beteiligungsprozess krankte daran, 
dass die grundsätzliche Ausrichtung der 
Netzreform (Sparprogramm) gar nicht zur 
Debatte stand, sondern dass nur punktuell 
Kritiken berücksichtigt wurden. Dadurch 
gerieten Nachbesserungen zum Flickwerk 
einer an sich falsch angelegten Netzreform. 
Anfang des Jahres wurden Kritiker wie bei 
einem Ping-Pong-Spiel von der KVG an 
die Stadt, von der Stadt an die KVG verwie-
sen und immer wieder mit dem laufenden 
Prozess vertröstet. Im Herbst 2016 steht 
die Entscheidung an. Und so verwundert es 
auch kaum, dass die Nachbesserungen ge-
rade die Linie 24 und 27 betreffen, da hier 

am entschiedensten und lautesten gerufen 
wurde. Im neuen Plan bleiben daher die 
Verbindungen über die Heinrich-Schütz-
Allee (24) und die Brücke am  Tannenwäld-
chen (27) erhalten. In Wehlheiden wurde 
mit einem Stadtteilbus etwas nachgebes-
sert. Der Kritik aus den Bereichen Linden-
berg/Forstfeld sowie Harleshausen wurde 
mit der Einrichtung neuer Anrufsammel-
taxis begegnet. 

Der Spätverkehr soll wie bisher erhal-
ten bleiben. Dafür ist aber auch der Nacht-
verkehr aus dem ersten Entwurf wieder 
zurückgefahren worden. Insgesamt wird 
durch den neuen Plan also weiterhin das 
Angebot im Vergleich zur heutigen Situ-
ation ausgedünnt (bei den Bussen -6,4%), 
das Anrufsammeltaxi für bisherigen Re-
gelverkehr eingesetzt und besonderes Au-
genmerk wird man im neuen Entwurf auf 
die Einsatzzeiten lenken müssen. Laut 
Nahverkehrsplan soll das Netz möglichst 
transparent und einfach verständlich sein, 
d.h. Verbindungen und Taktzeiten verän-
dern sich nicht im Lauf des Tages und sind 
so leicht zu merken. Dies wird von der 
Netzreform nicht immer erfüllt.

Ab Mitte Juli wird die neue Vorlage in 
den Ortsbeiräten verhandelt. In der Zwi-
schenzeit ist die Netzreform im Rathaus 

weiter Thema. Zwei Anträge der Kasseler 
Linken werden in der nächsten Stadtver-
ordnetenversammlung behandelt: Der eine 
fordert die grundsätzliche Neuausrichtung 
der Netzreform, der andere eine finanziell 
bessere Ausstattung des ÖPNV und be-
zieht sich auf einen Beschluss des KVG-
Fahrgastbeirates. 

Ob die aktuelle Fassung der Netzreform 
durchgedrückt wird oder ob es gelingt, eine 
grundlegende Neuausrichtung der Reform 
durchzusetzen, hängt davon ab, ob sich 
weiterhin Protest artikuliert, Öffentlich-
keit hergestellt wird und wie sich die Orts-
beiräte und zahlreichen Initiativen und 
Umweltverbände positionieren. Der Blick 
ist auf die grundsätzliche Frage zu lenken: 
„Wie wünschen wir uns öffentlichen Nah-
verkehr in Kassel und was ist er uns wert?“ 
Für die Kasseler Linke steht fest: Mobilität 
darf keine Frage des Geldes sein. Die Kas-
seler Linke setzt sich daher weiter für den 
Ausbau des Nahverkehrs, ein Sozialticket 
und langfristig für einen fahrscheinlosen 
ÖPNV ein. Wer mit einsteigen will, kann 
sich gerne direkt an die Fraktion wenden.

Violetta Bock
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Weitere Millionen für Flughafensumpf 
fLuGhafeN CaLDeN

auch wenn die herrschaften, die 
uns diesen dämlichen flugha-
fen eingebrockt haben, keinerlei 

Schuldbewusstsein zeigen - von Selbst-
kritik kann auch keine rede sein - gibt 
es dennoch Bewegung in der angelegen-
heit. 

Zum einen werfen die Verletzung von 
Vergaberegeln und andere Unregelmäßig-
keiten beim Ausbau des Flughafens einen 
langen Schlagschatten. Vermutlich wird 
hier bald, nachdem der Rechnungshof 
unüberhörbar Alarm geschlagen hat, die 
Staatsanwaltschaft aktiv werden. Falls sich 
die Vorwürfe bestätigen sollten, falls es also 
stimmt, dass mit der Begünstigung regio-
naler Großfirmen Millionen an Zuschüs-
sen unnötig verbraten worden sind, wer-
den sich sowohl die Flughafengesellschaft 
Kassel GmbH (FGK) als auch der dama-
lige FDP-Minister, Herr Posch, zu verant-
worten haben. Er soll, damals noch Mit-
glied im Aufsichtsrat von Bickhardt Bau, 
dafür gesorgt haben, dass eben diese Bau- 
firma und die Fa. Hermanns aus Kassel den 
Löwenanteil der Aufträge erhalten haben. 
All das ohne korrekte und vorgeschriebene 
öffentliche Ausschreibung. Sollte sich he-
rausstellen, dass die Kostenexplosion von 
90 auf sage und schreibe mindestens 280 
Millionen Euro am Ende auch mit diesen 
Mauscheleien auf höchster Ebene zu tun 
hatte, wäre es gut, wenn sich z.B. parla-
mentarische Untersuchungsausschüsse der 
Sache noch widmeten. 

Zum anderen hat die Höhe der Zuschüs-

se zum dauerhaft defizitären Flughafen, die 
nun die Steuerzahler noch für Jahre auf-
bringen müssen (13 Mio. Euro allein in 
2014), allerorten Debatten ausgelöst. Einer-
seits  kommt die Absurdität aller Progno-
sen erneut ans Tageslicht und andererseits 
zeigt sich, welch irre Subventionsverglei-
che herangezogen werden, um das Projekt 
zumindest im Nachhinein noch in ein eini-
germaßen positives Licht zu setzen. Beson-
ders die HNA tut sich damit hervor, selbst 
ja auch immer einer der Hauptgesundbe-
ter des unsinnigen Projekts, den Tatbestand 
der verschleuderten Subventionen klein-
zureden bzw. mit irrwitzigen Vergleichen 
zu rechtfertigen. Aber die Zahlen spre-
chen nun mal gegen das Projekt und ge-
gen solche Vergleiche: Während in Kassel 
jeder Fluggast mit rund 125 Euro/Flug be-
zuschusst wird, erhält z.B. der Fluggast in 
Paderborn nur 2,60 Euro und der Fahrgast 
der KVG für ein Einzelticket sogar nur 55 
Cent.* Und was soll der absurde Vergleich 
zwischen den  Zuschüssen für Theater 
und Nahverkehr mit dem Zuschuss zum 
Flughafen in Calden? Eine Stadt wie Kas-
sel kann ohne ein Staatstheater (wie auch 
immer die Zuschüsse dafür aufgeteilt wer-
den) nicht existieren. Und ein Verzicht auf 
die Subvention des öffentlichen Verkehrs 
führt zum Zusammenbruch aller Mobili-
tät, von den damit verbundenen Luft- und 
Umweltproblemen dann ganz zu schwei-
gen. Der Verzicht auf den überflüssigen 
Flughafen dagegen führt nur zum Fort-
fall unnötiger, weiterer Geldverschleude-
rung! Einen „verschleppten“ Konkurs hat 

der Flughafen-Irrsinn ja schon verursacht: 
Würde das Land Hessen die Defizitanteile 
der Gemeinde Calden nicht zwischenfinan-
zieren, hätte diese nämlich schon Konkurs 
anmelden müssen.

Zum dritten zeigt die Einigung in Be-
zug auf den Umbau des alten Flughafen-
geländes zum Gewerbepark zwischen Cal-
den, Kassel und Landkreis auf der einen 
und dem Land Hessen auf der anderen Sei-
te, dass die Rückstufung zum Landeplätz-
chen kein Spuk in ferner Zukunft, sondern 
vermutlich bald Realität ist. Hier muss-
te das Land, obwohl dieses Gewerbepro-
jekt bei dem großen Überhang an solchen 
Flächen in Umgebung und Region so oder 
so ein neues Hochrisiko-Projekt darstellt, 
alle am Flughafen Beteiligten von jedem 
Risiko freistellen. Falls also die Rückstu-
fung zum Landeplätzchen ggf. schon 2017 
kommt (der Flughafencheck ist zwischen 
schwarz/grün für 2017 im Koalitionsver-
trag fest vereinbart), hat das Land das bis 
dahin ausgegebene Geld für ein neues, von 
niemanden benötigten Gewerbegebiet al-
lein am Hals! Auch bei diesem Projekt war 
es so wie beim Flughafen selbst: Kluge Rat-
schläge, so wie die der Fraktion der Kasseler 
Linken in der Stadtverordnetenversamm-
lung, der Pilotenvereinigung, der Umwelt-
verbände und der BI‘s verhallten ungehört. 
Der Unterzeichner liest schon jetzt in Ge-
danken die Headlines in den Zeitungen 
von 2019: Der Rechnungshof ist entsetzt 
über die gegen jeden  Sinn und Verstand 
verschleuderten Gelder beim Ausbau des 

neuen, überflüssigen Gewerbeparks 
bei Calden!

Soweit zu diesem peinlichen Bau-
werk, das zwar einigermaßen zeit-
plankonform fertig geworden ist, 
aber dennoch niemand braucht und 
das auch durch den Tatbestand kein 
bisschen weniger peinlich wird, dass 
man es mit dem Namen Kassel-Air-
port zu adeln versucht. 

E. Jochum 

* Bei einer Kostendeckung der 
KVG von ca. 80 % entfallen 55 Cent 
auf ein Einzelticket zu 2,80 Euro. 

Fröhliche Gesichter bei den politischen Ver-
tretern der öffentlichen Eigentümer und der 
Genehmigungsbehörde beim Spatenstich im 
März 2011. 
Aktuell wird der als so dringend benötigte 
herbeibegutachtete Flugbetrieb im nächsten 
Winter wohl eingestellt. Vor einem öffentli-
ches Eingeständnis des Scheiterns, als Basis 
für Maßnahmen der Schadensminimierung, 
drückt sich bisher die Mehrheit allerdings!
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StaDtVerorDNeteNVerSammLuNG

Transparenz und Öffentlichkeit herstellen
Das Kasseler rathaus glich am 11. 

april diesen Jahres mehr einer 
festung als dem hort der vielbe-

schworenen „bürgerlichen freiheit“. 
Eine Hundertschaft der Polizei hatte das 

Gebäude umstellt, Zufahrten und Neben-
eingänge zum Rathaus waren sämtlich ab-
gesperrt. Hintergrund war die konstituie-
rende Stadtverordnetenversammlung nach 
der Kommunalwahl im März. Diese hatte 
zwar der Kasseler Linken ein starkes Er-
gebnis von über 10% beschert, jedoch auch 
der „Alternative für Deutschland“ (AfD) 
den Einzug ermöglicht. Offensichtlich 
war die Angst im Rathaus groß, dass sich 
Teilnehmer*innen der  zeitgleich vor dem 
Rathaus stattfindenden Kundgebung ge-
gen die AfD erdreisten könnten, ihren le-
gitimen Protest gegen die menschenfeind-
liche Politik dieser rechtspopulistischen 
Partei auch auf die Zuschauerempore zu 
tragen. 

Zur Sicherung eines ungestörten Ablaufs 
wurden geltende Grundsätze, allen voran 
die uneingeschränkte Öffentlichkeit der 
Sitzungen der Stadtverordnetenversamm-
lung, über den Haufen geworfen.  Die zu-
vor verteilten Einlasskarten erwiesen sich 
als pseudodemokratisches Feigenblatt: Ein-
zelnen Besuchern wurde ohne Nennung 
von Gründen der Eintritt (trotz Einlasskar-
te) verweigert, Taschenkontrollen wurden 
durchgängig durchgeführt, Personalaus-
weise waren vorzuzeigen. Die Besuche-
rempore selbst war von Sicherheitskräften 
nochmals umstellt. Die Polizei filmte ein-
zelne Besuchergruppen von Beginn an, es 
herrschte eine unangemessen angespannte 
Atmosphäre. Als dann Aktivist*innen 
Transparente am Geländer entrollten, wur-
den sie mit Gewalt von der 
Tribüne entfernt, peinlichst 
durchsucht und eine hal-
be Stunde mit dem Rücken 
zur Wand festgehalten, ihre 
Personalien wurden aufge-
nommen. 

Die Fraktion der Kasse-
ler Linke solidarisierte sich 
auf der Sitzung mit dem 
Protest und hielt Schilder 
hoch, die den rassistischen, 
frauenfeindlichen und neo-
liberalen Charakter der AfD 
thematisierten. 

Die auf Abschreckung 
ausgelegte Taktik der Ver-

antwortlichen macht ein fragwürdiges Ver-
ständnis von öffentlicher demokratischer 
Teilhabe deutlich. Trotz anderslautender 
Zusicherung des Büros der Stadtverordne-
tenversammlung blieben viele Plätze auf 
der Empore unbesetzt. Kein Einsehen der 
Verantwortlichen auch auf der konstitu-
ierenden Sitzung der Ausschüsse am 18. 
April: Ein Antrag der Kasseler Linke, von 
dieser Praxis Abstand zu nehmen, wurde 
mit den Stimmen von AfD, CDU, SPD und 
GRÜNE abgelehnt.

Schikanen bleiben
Mit dem Rückenwind dieser vorherge-

henden Entscheidung versuchte das  Büro 
der Stadtverordnetenvorsteherin diese 
Praxis in einen Beschluss der Stavo zu gie-
ßen. Es ist auch dem Protest der Kasseler 
Linke zu verdanken, dass noch weiterge-
hende Verschärfungen, wie das Mitführen 
von Getränken, des Abschaltens von Mo-
bilfunkgeräten oder die Verweigerung des 
Zutritts von Zuschauern nach Gesichts-
kontrolle des Sicherheitsdienstes verhin-
dert wurde. Die Kasseler Linke lehnt jeg-
liche Einschränkung der Öffentlichkeit 
politischer Gremien ab.

An den Ereignissen vom 11. April zeigt 
sich augenscheinlich, wie die Stadt Kassel 
versucht, Öffentlichkeit und gesellschaft-
liche Teilhabe auf ein Mindestmaß zu re-
duzieren. Dass sich andere Fraktionen und 
Magistrat in Kassel nicht gerne in die Kar-
ten schauen lassen, zeigt sich jedoch auch 
an anderer Stelle.

Gegen den Widerstand der etablierten 
Fraktionen hat die Kasseler Linke lange 
dafür gekämpft, Film- und Tonaufnahmen 
aus den Sitzungen der Stadtverordneten-

versammlung und den Ausschüssen zu 
ermöglichen. Dies ist jetzt auch Dank des 
Engagements zivilgesellschaftlicher Insti-
tutionen möglich. Diese direkt durch das 
Büro der Stadtverordnetenversammlung 
durchzuführen und in das Informationssy-
stem der Stadt zu stellen - bislang Fehlan-
zeige!

Öffentlichkeit herstellen bei der Veräu-
ßerung oder dem Ankauf von städtischem 
Grundbesitz: Die Kasseler Linke spricht 
sich gegen den Ausschluss der Öffentlich-
keit auch bei der Behandlung von Grund-
stücksangelegenheiten aus. 

Die Auslagerung von Einrichtungen der 
kommunalen Daseinsvorsorge in kommu-
nale Unternehmen mit privatrechtlichen 
Rechtsformen, wie GmbH, minimiert den 
Einfluss der gewählten kommunalen Ver-
tretung. Politisch gewollt geht damit auch 
ein Mangel an Transparenz und demo-
kratischer Kontrolle einher. Bürgerinnen 
und Bürger erhalten erst recht keine In-
formationen. Die Strukturen öffentlicher 
Unternehmen sind zu demokratisieren, 
privatrechtlich organisierte kommunale 
Unternehmen in die Struktur der öffentli-
chen Verwaltung zurückzuführen. 

Die Kasseler Linke setzt sich dafür ein, 
dass politische Diskussions- und Entschei-
dungsprozesse grundsätzlich für die Bevöl-
kerung offen sind. Beteiligungsverfahren 
wie bei der (bereits erfolgten) Einführung 
der Inklusion in Kassel oder bei der Neu-
bewertung des ÖPNV-Angebots müssen 
mittels gezielter persönlicher Ansprache 
vor Ort in Stadtteilbüros, Einwohnerver-
sammlungen, in Vereinen, unter Einbe-
ziehung von Beschäftigten-, Behinderten-, 
Verkehrs- und Umweltverbänden erfolgen.

 Simon Aulepp

Einlasskontrolle durch die Poli-
zei am 11.4.16. Nicht allen, die 
die öffentliche Sitzung besuchen 
wollten, wurde Zugang gewährt.
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Kassel kann’s ...
Das von uns in der letzten Ausgabe, in 

einer eigens kreierten neuen Rubrik, ge-
lobte große Straßenumbau Projekt - Goe-
thestraße/Friedrich-Ebert-Straße – hat zu-
recht den Reigen von Erfolgsgeschichten 
in Kassel eröffnet. Wir würdigen es hier 
erneut mit einem das Kompliment un-

terstreichenden Foto auf der Seite 1: Die-
ses Mal mit dem schon zarten Grün der 
Amberbäume, die in Zukunft das Bild 
der Straße noch deutlicher prägen wer-
den. Das neue Grimm-Museum nehmen 
wir als zweites Projekt auf in diese Reihe, 
weil sowohl die gelungene Architektur in 

idealer Lage als auch das ganz offensicht-
lich einzigartige Ausstellungskonzept zu 
einem durchschlagenden Publikumserfolg 
geworden sind. Das neue Museum hat of-
fensichtlich ein Bedürfnis erfüllt und den 
Geschmack vieler Menschen getroffen. 
Vom Erfolg profitiert die ganze Stadt. Die 

Grimmwelt trägt mit zu hö-
heren Sympathiewerten für die 
ganze Stadt bei. Die Treppe, der 
Blick über die Südstadt und das 
offensichtlich die Neugier vie-
ler Besucher*innen weckende 
Konzept über das weitreichende 
Wirken der Gebrüder Grimm 
– ein kleiner Geniestreich. Wa-
rum die Verantwortlichen der 
Stadt aber partout nicht einse-
hen wollen, dass die sog. große 
Kultur - wie Theater, Museen, 
documenta etc. – nicht das al-
leinige Standbein sein kann 
und darf, das trübt das Lob für 
die Grimmwelt etwas ein. Eine 
Stadt braucht beides: Hochkul-
tur und gleichzeitig eine eben-
so großzügig unterstützte und 
wertgeschätzte kulturelle Viel-
falt von unten.

Eckhard Jochum

Der bürgerliche Parlamentarismus 
in seinen vielen Spielarten ist 
nicht nur eine errungenschaft aus 

der auseinandersetzung mit feudalen 
machtverhältnissen und alles andere als 
ein Geschenk (vielmehr hart erkämpft!), 
sondern auch – wenn man sich ernst-
haft daran beteiligt - eine ganze menge 
zeitraubender arbeit. Vor allem natürlich 
dann, wenn man sich als kleine opposi-
tionspartei den Wähler*innenauftrag zu 
herzen nimmt.

Bei der Wahl vom März diesen Jahres 
waren sich die Wähler*innen der Kasseler 
Linken sicher bewusst, dass die inzwischen 
auf 7 Sitze angewachsene Fraktion die-
se nicht zum Ausruhen nutzen will, viel-
mehr zum Druck ausüben auf die immer 
noch die Geschäfte führende Koalition aus 
SPD und Grünen. Mit dem kleinen, aber 
gewichtigen Unterschied, dass diese Koali-
tion für die kommenden Jahre keine Mehr-
heit mehr hat, was Spielräume eröffnet 
und neue Formen der Opposition ermög-
licht, wenn sich alle anderen dieser neuen 
Spielräume bewusst sind. Noch ist es aber 
zu früh zu prognostizieren, wie die kom-
menden Jahre – wenn es denn überhaupt 
beim Regieren mit wechselnden Mehr-

heiten bleibt – laufen werden. Es spricht 
aber einiges dafür, dass es interessant wird. 

Ganz unabhängig von solchen eher 
grundsätzlichen Überlegungen hat sich 
die neue, gestärkte und verjüngte Frak-
tion gleich in die Vollen gestürzt und die 
Arbeit in all den neu besetzten Gremien 
und Ausschüssen aufgenommen. Von den 
zahlreichen Presseerklärungen, Anfragen 
und Anträgen, mit denen die neue Fraktion 
nach innen und nach außen signalisiert hat, 
dass man mit ihr rechnen muss, sollen hier 
nur einige wenige erwähnt werden. Denn 
die Zahl der Aktivitäten der Fraktion geht 
schon jetzt, nur 3 Monate nach der Wahl, 
weit darüber hinaus, als dass sie hier noch 
vollständig aufgezählt werden könnten. 

Insgesamt 20 Presseerklärungen hat die 
Fraktion schon formuliert und sich dabei 
u.a. eindeutig und klar von der AfD und 
ihren politischen Inhalten distanziert. Die 
Fraktion hat sich außerdem solidarisch er-
klärt mit den Kolleg*innen von Bombar-
dier. Ganz besonders eindeutig – auch im 
Hinblick auf die theoretisch ja mögliche 
Zusammenarbeit mit SPD und Grünen 
(zusammen ergäbe sich eine ausreichende 
Mehrheit in der Stadtverordnetenver-
sammlung) – hat die Fraktion erklärt, dass 

mit der Kasseler Linken nur eine soziale 
und ökologische Kommunalpolitik jen-
seits von Sparzwängen und sozialem Kahl-
schlag möglich ist. Der Kasseler Linken ist 
auch daran gelegen, dass die Parlaments-
sitzungen leicht und unkompliziert für 
jedermann zugänglich sein müssen: Wer, 
wenn nicht die Wähler*innen, dürfen den 
Gewählten beim Regieren auf die Finger 
schauen? Klar und eindeutig sind auch die 
Positionen der Linken zu den Forderungen 
an das Sanierungskonzept der KVG: Finger 
weg von jedweden Einschränkungen beim 
öffentlichen Verkehr, weil sich das aus Um-
welt- und sozialen Gründen schlicht ver-
bietet. 

Oft beschäftigen sich die Anfragen und 
Anträge der Fraktion mit nahezu densel-
ben Themen wie die Presseerklärungen. 
Erwähnt werden soll hier nur die Anfrage 
zum Flughafen Kassel-Calden, die sich mit 
den erneuten Kostensteigerungen und den 
seltsamen Vergabeverfahren beim Neubau 
des Flughafens befasst, die Aufforderung 
an den Magistrat, sich bei den öffentlichen 
Arbeitgebern für eine gute und faire Ent-
lohnung der städtischen Bediensteten ein-
zusetzen und die Bedingungen eines An-
kaufs des Hauses Mombachstraße 47 zu 
untersuchen. 

Die Arbeit der neuen Linken Fraktion 
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Die junge und freie Kulturlandschaft 
in Kassel hat in den letzten Jahren 
herbe rückschläge erlebt. 

Viele Initiativen und Gruppen haben ihre 
Heimat verloren. Dies geschah meist nicht 
aus deren eigenem Verschulden, sondern 
vor allem wegen Stadt- und Immobilien-
marktentwicklungen, politischer Entschei-
dungen sowie stark steigenden Miet- und 
Immobilienpreisen. Zu nennen wären 
hier die „Kulturfabrik Salzmann“ (Bet-
tenhausen), die „Ladestraße Nord“ inkl. 
des Clubs „Batterie“ (Hauptbahnhof), das 
„Kulturzentrum Karoshi“ (Gießbergstra-
ße), die „Station 15“ (Goetheanlage) und 
der „Trafo“ (Lutherplatz). Erst vor kurzem 
hat das seit 23 Jahren im Stadtteil veran-
kerte HAUS in der Mombachstraße seine 
Türen für immer geschlossen. Der aktu-
elle Eigentümer hat kein Interesse an ei-
ner Weiterführung des Mietvertrags und 
versucht nun wirtschaftlich attraktivere 
Mieter für seine Immobile zu gewinnen. 
Der Club „Unten“ wird Ende Juni schlie-
ßen, ohne Aussicht auf einen neuen Stand-
ort. Das Netzwerk Hammerschmiede auf 
dem Henschelgelände, u.a. mit der Skate-
halle „Mr. Wilson“, welche in den letzten 
Jahren gleich mehrfach umziehen und von 
vorne anfangen musste, steht aktuell auch 
auf wackeligen Beinen, weil Mietvertrags-
verhandlungen zäh verlaufen. Ohne lang-
fristigen Mietvertrag entgehen diesen Pro-
jekten wichtige Fördermittel von Land, 
Bund und der EU, was wiederum zu finan-
ziellen Problemen führt. 

Speziell die lokalen Kulturprojekte sind 
für eine Stadt und auch für den Stadtteil, 
in dem sie verortet sind, ein wichtiges Bin-
deglied der verschiedenen im Stadtteil le-
benden Menschen. Die freie Szene in Kas-
sel unterscheidet sich elementar von den 
großen Kultureinrichtungen der Stadt, 
denn sie organsiert sich ehrenamtlich, un-
kommerziell und unabhängig. Solche Pro-
jekte sind wichtig, da sie niedrigschwellige 
Kulturangebote bieten.

Leider gibt es immer wieder Probleme 
mit den Standorten der Initiativen, da fi-
nanziell potentere Akteure, speziell in auf-
strebenden Stadtteilen, diese verdrängen. 
Liegenschaften der Stadt sind, laut Kultur-
dezernent Hilgen, leider nicht geeignet, um 
sie der jungen Kunstszene zur Verfügung 
zu stellen. Da der Kulturdezernent gleich-
zeitig auch Oberbürgermeister der Stadt 
ist, hat er gleich die Finanzen im Blick und 
bedauerte, dass Ankauf oder Pacht neuer 

KuLtur VoN uNteN

Subkultur - Verdrängung aus Altbauten
Liegenschaften, die dann der freien Kul-
turszene zur Verfügung gestellt werden 
könnten, finanziell nicht möglich sei.

Im Falle der Kulturfabrik Salzmann, 
des Henschelgeländes sowie des HAUSes 
greift auch der Denkmalschutz der Ge-

bäude. Durch Ankauf könnte die Stadt 
verhindern, dass private Eigentümer den 
Denkmalschutz umgehen und so die we-
nigen historischen Gebäude der Stadt 
schützen. Das Debakel der Kulturfabrik 
Salzmann, welches auf Grund von wirt-
schaftlichen Interessen und politischen 
Fehlentscheidungen zu einem Negativ-
beispiel wurde, ist noch in schlechter Er- 
innerung. Die denkmalgerechte Nutzung 
der Gebäude sollte vor finanzielle Interes-

Baustelle HAUS in der Mombachstraße

sen gestellt werden.
Die Kasseler Linke fordert die Stadt 

auf, unverzüglich freie Räume an Initiati-
ven und Vereine abzugeben und bei Miet-
vertragsverhandlungen ihre Position zu 
Gunsten der Nutzer*innen zu verwenden. 

Die Unterstützung und der Erhalt, einer 
freien nichtkommerziellen Kulturszene in 
Kassel ist ein wichtiger Bestandteil einer 
demokratischen Kulturpolitik.

Ungeachtet einer möglichen Bewerbung 
zur Kulturhauptstadt 2025 braucht Kassel 
eine lebendige junge und freie Szene, die 
das Leben für junge Menschen in der Stadt 
lebenswert macht.

Stephanie Schury

Spekulationsobjekt Henschelgelände Kesselschmiede: Kaum notwendige Bauunterhaltung, befristete 
Mietverträge, Massiver Leerstand und Abweisung von interessierten Mietern.
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LaNDeSimmoBiLie
Wohnen statt großflächigem Parken

man spricht über den umzug 
der Justiz in das Gebäude des 
ehemaligen finanzamtes in der 

Goethestraße. 
Über Umzüge von Landesdienstellen 

und -institutionen in Kassel wird ja alls-
zus, viel und immer gesprochen. Es ist 
auch aus kommunaler Sicht nichts ge-
gen einen solchen Umzug einzuwenden. 
Aber man spricht auch darüber, dass sich 
das Land diesen Umzug so vorstellt, dass 
auf dem Grundstück direkt daneben eine 
– ggf. ebenerdige – Parkplatzorgie mit un-
gefähr 80 Stellplätzen stattfinden soll, da-
mit jeder Justizbeamte sein vom Fahr- zum 
Stehzeug mutierendes Auto brav abstel-
len kann. Mit unserem Plazet wird das so 
aber nicht über die Bühne gehen: Allein 
der Gedanke daran, dass nun, nachdem 
die Stadt sich aufgemacht hat, diesen in-
takten und mit nur wenigen Nachkriegs-
bausünden belasteten Bereich des Kasse-
ler Westens nach historischen Vorbildern 
für alle Verkehrsteilnehmer*innen er-
folgreich und aufwändig umzubauen, ein 
Parkhaus diesen Umbauprozess krönen 
soll, lässt  schaudern. Nach dem Gelingen 
eines in die richtige Richtung weisenden 
Straßenumbaus nun ein großes, hoch at-
traktives Grundstück in eine Blechwüste 
zu verwandeln, ist kein akzeptables plane-
risches Ziel.  

Das sollte auf jeden Fall verhindert wer-
den. Deshalb haben wir einen Aufstellungs-

beschluss für einen Bebauungsplan für die-
sen Bereich beantragt mit dem Ziel, sowohl 
ebenerdiges Parken wie auch eine pure 
Tief- oder Hochgaragenlösung (Parkhaus) 
zu verhindern. Vielmehr soll die Stadt in 
diesem Fall klar und deutlich kundtun, 
was sie sich aus kommunaler Sicht an die-
ser bedeutsamen Stelle der Stadt vorstellt. 
Das Ziel sollte unseres Erachtens sein, eine 
der städtebaulichen Bedeutung des Ortes 
gerecht werdende anspruchsvolle Archi-
tektur zu entwickeln, die möglichst aus 
einem Wettbewerb hervorgeht. Zum ande-
ren sollte, weil das dringend (und nicht nur 
hier!) gebraucht wird, günstiger, öffentlich 
geförderter Wohnraum geschaffen werden. 
Teils müssen diese städtebaulichen Zielset-
zungen über den angesprochenen Bebau-
ungsplan festgesetzt werden, teils müssen 
sie in (selbstbewussten) Gesprächen mit 
den Stellen des Landes durchgesetzt wer-
den. 

Verständnis haben wir dafür, dass das 
Land auf dem ihm gehörenden Nachbar-
grundstück seine elementaren Stellplatz-
probleme lösen möchte. Eine Lösung sollte 
jedoch mit den Interessen der Stadt kom-
patibel sein. Auf keinen Fall so, wie bei 
vielen anderen Projekten, die in Koopera-
tion zwischen Stadt und Land entstanden 
sind und wo es all zu oft für die Stadt zu 
schlechten Kompromissen kam. Hier, im 
Herz des Westens, darf es keine so schlech-
ten Lösungen wie am Fuldaufer mit dem 

sog. Finanzdienstleistungszentrum oder 
am Lutherplatz mit dem Bürogebäude für 
das Regierungspräsidium geben. Wir ha-
ben es nicht vergessen: Jedes Mal haben 
sich dort der Magistrat, die (regierenden) 
Fraktionen und die Stadtverordnetenver-
sammlung vom Land über den Tisch zie-
hen lassen. Deshalb hat die Stadt nun an 
zwei mehr als markanten Stellen äußerst 
suboptimale Ergebnisse, die beide in aller-
erster Linie damit zu tun haben, dass dem 
Land gegenüber die  städtischen Interessen 
nicht klar und deutlich vertreten worden 
sind.  

Natürlich kann in einem Abstimmungs-
prozess parallel zum B-Plan-Verfahren 
auch eine vernünftige Lösung für die Park-
platzsorgen des Landes resp. der dort  spä-
ter arbeitenden Justizangestellten gefun-
den werden. Sofern es um sinnvolle, im 
Rahmen bleibende Ansprüche geht, d.h. 
um Stellplätze für Behinderte (Besucher 
und Beschäftigte) und um eine bestimmte 
Anzahl von Dienstfahrzeugen. Alle darü-
ber hinausgehenden Forderungen darf die 
Stadt nicht zulassen. Der Verweis auf den 
öffentlichen Verkehr und das Jobticket soll 
hier genügen. Die aufgeführten Stellplatz-
ansprüche können leicht befriedigt werden 
– je nach Gebäudetyp im Untergeschoss 
oder sogar ebenerdig. Der entscheidende 
Punkt ist jedoch die eigentliche Nutzung 
des Gebäudes: Und genau hier darf sich die 
Stadt nicht vorschreiben lassen, was das 

zu sein hat. Nämlich WOHNEN! 
Sie hat die gesetzgebende Kompe-
tenz auf diesem Sektor der Politik, 
denn ein Bebauungsplan ist nichts 
anderes als ein kommunales Gesetz. 
Hier hat die Stadt die Hosen an und 
in Anbetracht der Bedeutung ei-
ner guten städtebaulichen Lösung 
an dieser Stelle sollte die Stadt ent-
sprechende Vorgaben treffen, die 
in ihrem Interesse und dem der 
Bewohner*innen der Stadt liegen.

Eckhard Jochum

Zwischen dem neuen Gerichtsstand-
ort in der Goethestraße und dem 
Wohnhaus in der Germaniastraße 
fehlt ein Wohnhaus. Stattdessen wird 
über noch mehr (Park)platz für Autos 
im sehr gut mit dem ÖPNV erschlos-
senem Westen geredet. Ein Jobticket 
wie für die Landesbeschäftigten der 
Uni oder des RP könnte helfen, Platz 
für günstige Wohnungen zu schaffen.

n
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StaDtVerorDNeteNVerSammLuNG
Nach der Kommunalwahl in Kassel

Die letzten Wahlen haben die par-
lamentarische Szenerie in der Kas-
seler Stadtverordnetenversamm-

lung  aufgemischt und grundlegend 
verändert. Die Wähler*innen haben sich 
unmissverständlich für eine neue zu-
sammensetzung ihres Parlaments aus-
gesprochen. Das hat nicht nur mit dem 
(erwarteten) einzug der afD zu tun, son-
dern mit vielen anderen faktoren darü-
ber hinaus. 

Alle Parteien verlieren nicht nur 
Wähler*innen, sie verlieren vielmehr die 
Bindung zu ihren Wähler*innen – und/
oder umgekehrt. Und so kommt‘s, dass die 
bei den nächsten Wahlen schlicht das ge-
naue Gegenteil wählen können. Die SPD, 
um mit der alten Tante zu beginnen, be-
findet sich seit Jahren in einem desolaten 
Zustand und das nicht nur in Kassel. Hier 
aber ganz besonders seit 1993. Das hängt 
mit ihrem arroganten und selbstherrlichen 
Politikstil zusammen und nicht zuletzt 
mit dem damaligen Absturz nach der un-
säglichen dreifachen Verfehlung (der Er-
hebung einer Bier- und Getränkesteuer, 
dem arroganten Treppenwitz auf dem Kö-
nigsplatz und der großen Lollie-Colado-
sen-Aktion zur Verkehrsberuhigung), von 
der sie sich bis heute nicht erholt hat. Die 
CDU würde es gerne besser machen, hat 
aber weder inhaltlich noch personell seit 
dem Rausschmiss von Holler auch nichts 
zu bieten. Die Grünen sind stark und teils 
- durch Kretschmann und andere Effekte 
– richtig im Kommen. Auch wenn sie im 
Prinzip bei diesen Wahlen in Kassel wieder 
da angekommen sind, wo sie – Fukushi-
ma-bereinigt – hingehören, sind und blei-
ben sie ein wichtiger Faktor in der Politik. 
Dass sie der SPD ihre Haut nicht deutlich 
teurer verkauft und nichts Eigenes, wirk-
lich Substanzielles durchgesetzt haben in 
den vergangenen 5 Jahren (wenn man vom 
Erhalt der beiden Sitze im Magistrat mal 
absieht), hat - neben dem Fehlen eines kol-
labierenden AKW‘s -  zum aktuellen, nied-
rigeren Ergebnis der Grünen beigetragen. 
Die Grünen sind die neue FDP, deren Ver-
bleib in den bundesdeutschen Parlamenten 
ja alles andere als sicher ist. Piraten und 
ähnliche Parteien oder Grüppchen kom-
men und gehen, sowieso.

Die Kasseler Linke gehört, und das „zu-
recht“, zu den Gewinnern der letzten Wahl. 
Mutig, ideenreich und fleißig, oft in Ver-
bindung mit außerparlamentarisch zum 
Ausdruck gebrachter Unzufriedenheit, hat 

sie – mit einer riesigen Zahl von Anträgen, 
Anfragen, Presseerklärungen und Artikeln 
in dieser Zeitung hier – die Stimme erho-
ben für die vielbemühten  kleinen Leute 
und gegen viele von der rosa/grünen Ko-
alition ausgeheckten Unsinnigkeiten, Un-
gerechtigkeiten bzw. Unterlassungen. Der 
Platz, um das auch nur annähernd voll-
ständig aufzuzählen, ist schlicht nicht vor-
handen.  

Die AfD hat so abgeschnitten, wie es die 
meisten erwarteten. Eine Mischung aus 
Fehlern der großen Parteien bei dem, was 
man gemeinhin als Flüchtlingsfrage be-
zeichnet, ein im Prinzip immer schon vor-
handener Bodensatz an völkischem und 
rassistischem Denken vereint mit einer 
mehr oder weniger begründeten Angst vor 
sozialem Absturz, haben zu diesem Wahl-
ergebnis beigetragen. Die Partei, die im 
Westen und im Osten vollkommen unter-
schiedlich auftritt und agiert, hat deshalb 
auch ganz unterschiedliche Wähler hin-
ter sich versammelt. Aber auch wenn es 
heute mit der AfD die 
Falschen sagen: An ei-
ner großen gesamtge-
sellschaftlichen Debat-
te, in allen Parteien und 
Gruppierungen um den 
Islam, kommt niemand 
mehr vorbei. Natür-
lich hat die übergroße 
Mehrheit der Muslime 
in Kassel und andernorts 
nichts zu tun mit Isla-
mismus und Terror - sie 
sind zum Teil selber Op-
fer. Aber alle Terroristen 
berufen sich auf den Is-
lam und entsprechende 
Textstellen im Koran. 
Das zu verschweigen 
führt nicht wirklich wei-
ter. Neue Denkansätze 
müssen her, sonst kön-
nen aus dieser Unter-
lassung wahrhaft große 
Probleme erwachsen.

Dass die SPD nun, da 
es zu keinen stabilen 
Mehrheiten für eine 
entsprechende, bei den 
SPD-Chefs Zufrieden-
heit auslösende Koaliti-
on gekommen ist (über 
eine rechnerisch mög-
liche rosa-rot-grüne  
Kooperation wollte nie-

mand ernsthaft sprechen, weil man auf 
der Basis derart unterschiedlicher Politik-
konzepte nicht wirklich kooperieren kann), 
wird nun mit wechselnden Mehrheiten 
regiert. Führte das, wie wir es schon öf-
ter vorgeschlagen hatten, zu einem Wett-
streit der besten Konzepte: Diesen Wett-
streit hätten wir nicht zu fürchten. Es steht 
allerdings zu befürchten, dass es in Kassel 
schlicht so weiter geht wie bisher. Der bis-
her verantwortliche politische Kern aus 
ausgemergelter, ideenloser SPD und duck-
mäuserischen Grünen wird das politische 
Geschäft weiter führen. Mal darf die, mal 
jene kleine Wählergruppe, vielleicht sogar 
auch mal der Ex-SPD‘ler mit seiner „De-
mokratie erneuern“-Gruppe seine Stimme 
mit in die Waagschale werfen: Es wird im 
Prinzip bei rosa/grün bleiben. Mit der Kas-
seler Linken wird man genau so wenig re-
den (wenn‘s um Entscheidendes geht) wie 
mit der AfD. Also: Es bleibt wie es ist, erst 
mal. 

E. Jochum 
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Aktuelle Termine findest Du unter
www.kasseler-linke.de/termine

Die Linkszeitung www.linkszeitung.de 
ist eine Online-Zeitung im Internet. Sie 
berichtet seit Jahren über ein weites The-
menspektrum und charakterisiert sich sel-
ber als frei, sozial und konsequent kritisch. 
Sie hat freundlicherweise unserer lokal er-
scheinenden Zeitung der Kasseler Linke 
erlaubt, den Namen weiterzuverwenden.

Terminkalender
Treffen,Veranstaltungen, Aktionen, Demos...

Jeden Donnerstag 14- 16 Uhr BürgerInnensprechstunde

Tips rund um Soziales und ALG II

Fraktionsbüro Rathaus Zimmer W 25 nicht in den Schulferien

Jeden Dienstag 14.30 - 16 Uhr Hartz-IV–Beratung 
mit der Anwältin für Sozialrecht Frau Kathrin Fuchs 
Büro DIE LINKE, Schillerstraße 21 Kassel

Jeden zweiten Mittwoch im Monat 19:30 trift 
sich die Nordstadtlinke in der Schillerstraße 21

NordstadtLinke laden ein

Wir sind dynamische, junge 
menschen (zwischen 18 und 
100 Jahren), die das Leben in 

der Nordstadt lebenswerter und schöner 
gestalten möchten. Wer hat Lust es mit 
uns umzusetzen?

Wir sprechen vor allem junge und jung 
gebliebene Menschen an. Viele Ecken in 
der Nordstadt sind von Müll und Trostlo-
sigkeit gekennzeichnet. Die Feinstaubbe-
lastung und steigende Mieten, sind Pro-
bleme die politisch gelöst werden müssen. 

Elan, Ideen und soziales Einfühlungsver-
mögen sind gefragt.

Lasst uns enger zusammen rücken und 
für mehr Lebensqualität in unserem Kiez 
streiten.

Die Nordstadtlinke trifft sich monatlich, 
jeden zweiten Mittwoch, um 19:30 Uhr, 
im Parteibüro DIE LINKE, Schillerstr. 21, 

Sozialkompass weiter verfügbar
Der Sozialkompass versteht sich als alternativer Stadtführer für Menschen mit wenig 

Geld. Er soll eine unbürokratischere Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erleichtern. 
Die Kasseler Linke sieht dieses Projekt als eine Ergänzung zu ihrem politischen Enga-
gement im sozialen Bereich, wie z.B. den seit Jahren andauernden Aktivitäten für ein 
Sozialticket in Kassel oder für einen Kasselpass/Sozialpass. Die Bröschüre wird von Be-
ratungsstellen, Zentren und Projekten verteilt. Sie kann im Fraktionsbüro der Kasseler 
Linken unter der Telefonnummer 0561-7873315 oder per Mail info@sozialkompasskas-
sel.de bestellt werden. Im Büro DIE LINKE in der Schillerstr 22 und vor dem Fraktions-
büro im Rathaus Kassel liegt der Sozialkompass zum Mitnehmen aus. Die Onlineversion 
https://sozialkompass-kassel.de bietet mehr Informationen und auch einige auf Tür-
kisch, Französisch und Englisch

34117 Kassel
Kontakt: 
nordstadtlinke@

kasseler-linke.de


